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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Öffentliche Ordnung

In Erfüllung eines Postulats der SiK-SR veröffentlichte der Bundesrat im Juni 2022
einen Bericht zur Bekämpfung des Hooliganismus. Darin betonte er zuallererst, dass
die Polizeihoheit bei den Kantonen liege und dem Bund somit nur eine subsidiäre und
sektorielle Kompetenz in diesem Bereich zufalle. Für den Erlass und den Vollzug von
Massnahmen zur Gewaltbekämpfung an Sportveranstaltungen, sowohl gegenüber
Gewalttäterinnen und -tätern als auch gegenüber den Sportklubs, seien die Kantone
zuständig. Diese verfügten mit dem Hooligan-Konkordat tatsächlich über das nötige
Instrumentarium, um Gewalt bei Sportveranstaltungen zu verhindern. «Es ist nicht
ersichtlich, welche anderen gesetzgeberischen Massnahmen ergriffen werden könnten,
die wirkungsvoller wären», konstatierte die Regierung. Sie erwarte allerdings von den
Kantonen, dass diese ihre Bewilligungspflicht dazu nutzten, den Klubs schärfere
Auflagen zu Massnahmen gegen Hooliganismus zu machen. Des Weiteren seien
Massnahmen, die zur Bekämpfung der Covid-Pandemie eingeführt wurden, namentlich
personalisierte Tickets, die Aufhebung von Stehplätzen und Restriktionen bei den
Gästefans, seiner Auffassung nach auch nach der Pandemie flächendeckend
fortzuführen, hielt der Bundesrat fest. Zudem forderte er von den Kantonen Basel-
Stadt und Basel-Landschaft den Beitritt zur revidierten Fassung des Hooligan-
Konkordats sowie von allen Kantonen, dass sie vermehrt Meldeauflagen aussprechen,
mehr Personal für die Täteridentifikation einsetzen und den Dialog zwischen Polizei und
Fans intensivieren.
Soweit es ihm aufgrund der Kompetenzordnung möglich sei, nehme der Bund die
Kantone und Klubs in die Pflicht, indem sich das Fedpol an operativen Spielbesuchen
beteilige und Massnahmen gegen gewalttätige Personen beantrage. Zur Unterstützung
stelle er das Informationssystem «Hoogan» bereit, das den Kantonen zur polizeilichen
Lagebeurteilung von anstehenden Spielen diene. Darüber hinaus engagiere sich das
Fedpol, u.a. in seiner Rolle als National Football Information Point, im internationalen
Informationsaustausch und bringe Good Practices aus dem Ausland in der Schweiz ein.
Gegen gewaltbereite Fans erlasse der Bund Ausreise- bzw. Einreiseverbote und nehme
entsprechende Grenzkontrollen vor. Nicht zuletzt beteilige er sich an der Finanzierung
der Forschungsstelle «Gewalt bei Sportveranstaltungen» der Universität Bern. Um die
Kantone und Klubs noch besser zu unterstützen, drückte der Bundesrat seinen Willen
aus, die Hoogan-Datenbank an neue Anforderungen anzupassen und sie – nebst dem EV
Zug, der sie jetzt schon dafür nutzt – weiteren Sportklubs für elektronische
Eingangskontrollen zur Verfügung zu stellen sowie Abklärungen zur elektronischen
Kontrolle von Meldeauflagen zu unterstützen. 1

BERICHT
DATUM: 22.06.2022
KARIN FRICK

Wahlen

Wahlen

2020 wählten acht Kantone ihre Parlamente neu (SG, UR, TG, SZ, SH, JU, AG, BS). Die
«grüne Welle» spülte auch 2020 viele Mitglieder der Grünen und der Grünliberalen in
die kantonalen Legislativen. Die Grünen gewannen in allen acht Kantonen Wähleranteile
dazu, die Grünliberalen in sieben von acht – im Kanton Uri waren sie nicht zur Wahl
angetreten. Diese Gewinne brachten den Grünen in diesen Kantonen total 69 Mandate
ein (bei den letzten Wahlen in diesen Kantonen waren es noch 45 gewesen) und den
Grünliberalen 48 (27 bei den letzten Wahlen in denselben Kantonen). Die
Bundesratsparteien schwächelten derweil. Die FDP verlor in allen acht Kantonen
Mandate (insg. -17 Sitze in diesen Kantonen), die SP (-12 Sitze) und die SVP (-14 Sitze) je
in deren sechs. Am besten hielt sich die CVP (-4 Sitze), welche zwar in drei Kantonen
Mandate abgeben musste, aber auch in drei Kantonen Sitze zulegen konnte. 

Der Frauenanteil in den kantonalen Parlamenten stieg in sechs von acht Kantonen – am
stärksten im Kanton Basel-Stadt (42.0%, +11 Prozentpunkte gegenüber den letzten
Wahlen). Einzig in den Kantonen Jura (15.0%, +/- 0 Prozentpunkte) und Schwyz (9.0%,
-5 Prozentpunkte) führten die Wahlen 2020 nicht zu einem Parlament mit mehr
weiblichen Mitgliedern. Die Wahlbeteiligung lag einzig im Kanton Schaffhausen (57.0%),
wo die Stimmpflicht gilt, über 50 Prozent. Am wenigsten Wahlberechtigte fanden im

BERICHT
DATUM: 31.12.2020
ELIA HEER

01.01.65 - 01.01.24 1ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Kanton Thurgau den Weg an die Urne (32.6%). 

Die acht Kantone führten auch Gesamterneuerungswahlen ihrer Exekutiven durch. Die
grössten Veränderungen brachten die Wahlen im Kanton Basel-Stadt: Die SP konnte
ihre zwei Rücktritte verteidigen, nicht aber die FDP und die Grünen, die beide die
Abwahl eines amtierenden Regierungsratsmitglieds hinnehmen mussten. An ihre Stelle
traten Vertreterinnen der LDP und der GLP. Die FDP verlor in zwei weiteren Kantonen
einen Regierungssitz: in Uri an die SVP und in Schaffhausen an die SP. In den anderen
Kantonen änderten die Wahlen jedoch nichts an der Parteizusammensetzung der
Regierungen. In den Kantonen St. Gallen, Thurgau, Aargau und Schwyz kam es zwar zu
Rücktritten von Regierungsmitgliedern auf Ende der Amtsperiode, überall schafften es
die entsprechenden Parteien jedoch, ihre Sitze zu verteidigen. Im Kanton Jura kam es
in den Gesamterneuerungswahlen im Herbst gar zu keiner einzigen personellen
Änderung. Allerdings war es im Frühjahr vor den regulären Wahlen noch zu einer
Ersatzwahl gekommen, bei der die CVP ihren freigewordenen Sitz an die Kandidatin der
SP verlor, welche diesen ein halbes Jahr später erfolgreich verteidigte. Auch im Kanton
Waadt kam es im Berichtsjahr zu einer Ersatzwahl, bei welcher die FDP ihren
freigewordenen Sitz ebenfalls erfolgreich verteidigte. Unter dem Strich war Ende 2020
ein kantonales Regierungsmandat mehr von einer Frau besetzt als noch im Vorjahr (neu:
39 von 154 Mandaten). Während in der Regierung von Uri neu keine Frau mehr einsitzt
anstatt wie bisher noch zwei, ist in Basel-Stadt, St. Gallen und Jura neu je ein
Regierungsamt mehr von einer Frau besetzt. 

Auch die Städte Genf, Luzern, Biel, St. Gallen und Bern wählten die Mitglieder ihrer
Legislativen neu. Dort zeigte sich ein ähnliches Bild wie bei den kantonalen Wahlen: die
grosse Gewinnerin war die Grüne Partei, welche in allen fünf Städten verglichen mit den
letzten Wahlen Mandate dazugewann (zusammengezählt von 48 auf 69 Sitze). Auch die
Grünliberale Partei legte in diesen Städten zu, wenn auch in geringerem Masse (von 21
auf 28 Mandate; keine Vertretung in Genf). 

Bei den meisten grossen Städten blieb die Parteizusammensetzung der Exekutiven
nach den Wahlen gleich wie in der vorherigen Amtsperiode; namentlich in Bern, St.
Gallen, Luzern und Biel. Dramatischer ging es in Genf zu und her, wo gleich vier der fünf
amtierenden Regierungsmitglieder sich nicht mehr zur Wiederwahl stellten – zwei
davon laut eigenen Angaben wegen eines Reputationsverlusts im Zusammenhang mit
einer Spesenaffäre. Schlussendlich führten die Wahlen in der Stadt Genf zu einem
Sitzgewinn der Grünen auf Kosten der Partei SolidaritéS. In Winterthur kam es derweil
zum dritten Mal seit 2016 zu einem unerwarteten Abgang eines Mitglieds der Exekutive
und daraufhin zu einer Ersatzwahl, bei der die FDP ihren freigewordenen Sitz an die
Kandidatin der GLP abtreten musste. 2

Wirtschaft

Geld, Währung und Kredit

Börsen

Die 1988 vom EFD zum Studium des Börsenwesens eingesetzte Arbeitsgruppe legte im
Februar ihren Schlussbericht vor. Sie empfahl darin die Schaffung von zwei
Bundesgesetzen über den Effektenhandel bzw. über Finanzmarktdienstleistungen.
Bundesrat Stich beauftragte im Sommer eine Expertenkommission mit der
Ausarbeitung eines Entwurfs für ein Börsengesetz, welches diese im Dezember vorlegen
konnte. Der Entwurf ist als Rahmengesetz konzipiert, das der Selbstregulierung grossen
Stellenwert einräumt und die Rolle des Staates auf die Oberaufsicht beschränkt. Die
Kontrolle über das korrekte Verhalten der Effektenhändler soll analog zum
Bankengesetz eine Kommission ausüben. Die Regierungen der Kantone Baselstadt und
Zürich meldeten allerdings föderalistisch begründete Opposition gegen eine
bundesstaatliche Regelung dieses bisher den Kantonen überlassenen Bereichs an. 3

BERICHT
DATUM: 07.08.1990
HANS HIRTER
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Im August wurde die Elektronische Börse Schweiz (EBS) auch für den Handel mit
inländischen Papieren in Betrieb genommen. Der dezentrale Ringhandel "à la criée" in
Zürich, Basel und Genf wurde damit eingestellt. 4

BERICHT
DATUM: 03.08.1996
HANS HIRTER

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Eisenbahn

Pour répondre aux exigences du chef du DFTCE et de la délégation des finances, les
CFF ont présenté en juin leur projet nommé «Rail 2000-1re étape», où le projet initial
est revu à la baisse pour ne plus coûter qu'environ CHF 7.4 milliards. Ainsi, la
proposition de relier les principaux noeuds ferroviaires helvétiques en moins d'une
heure et à une cadence de trains de 30 minutes n'est maintenue que pour les lignes où
la demande est suffisante. De la sorte, les CFF abandonnent ou renvoient une bonne
partie de la construction des tronçons prévus tels que les lignes Kloten-Winterthour
ou Muttenz-Olten. En conséquence, il subsistera essentiellement la ligne Mattstetten-
Rothrist, utile pour la liaison Berne-Olten et pour absorber le trafic du nouveau
Lötschberg, le tunnel de Vauderens entre Lausanne et Fribourg et le triplement de la
ligne Genève-Lausanne jusqu'à Coppet. Pour compenser l'abandon de la construction
de certaines infrastructures lourdes, les CFF ont annoncé vouloir améliorer leur
matériel roulant, notamment en acquérant des rames de type Pendolino et des wagons
à deux étages, ce qui devrait permettre de réduire les temps de trajet et accroître les
capacités. En outre, la ligne du pied du Jura serait mise à égalité avec celle passant par
Fribourg et Berne en termes de temps de parcours. Selon les CFF, ce nouveau
programme respecterait les objectifs de Rail 2000; l'offre ferroviaire serait
substantiellement améliorée avec une diminution du temps de parcours de huit pour
cent entre les 23 villes principales de Suisse et avec une augmentation de la capacité de
13 pour cent. Des critiques sont notamment venues de Bâle, de Thurgovie, de Lucerne
et de la Suisse orientale en général. Le gouvernement Saint-Gallois s'est clairement
opposé au projet des CFF. 5

BERICHT
DATUM: 25.11.1993
SERGE TERRIBILINI

In Erfüllung des Postulats Hêche (sp, JU) zur Erhaltung des Angebots auf der
Eisenbahnverbindung Basel-Lausanne/Genf via Laufen/Delsberg während und nach
den Arbeiten am Bahnhof Lausanne legte der Bundesrat Anfang Dezember 2016 einen
Bericht vor. Darin kam der Bundesrat zum Schluss, dass der Bau eines
Doppelspurabschnitts im Bereich Duggingen - Grellingen notwendig sei, um das
Angebot der Eisenbahnverbindung durch das Laufental aufrechtzuerhalten. Aufgrund
dieser Studie wurden zwischen den Kantonen Basel-Landschaft und Jura, der SBB und
dem Bundesamt für Verkehr eine Vereinbarung getroffen, welche das weitere Vorgehen
regelt. Die Projektierungsarbeiten für den Bau der Doppelspur waren zum Zeitpunkt des
Erscheinens des Berichts bereits im Gang und wurden finanziert von Basel-Stadt, Basel-
Landschaft, Jura und Solothurn. Der Bundesrat wird das Projekt in das STEP 30/35
aufnehmen, welches voraussichtlich 2018 an das Parlament geht. Sollte das Projekt
angenommen werden, so würde der Bund die Finanzierung übernehmen. 6

BERICHT
DATUM: 09.12.2016
NIKLAUS BIERI

Im Mai 2022 präsentierte das BAV einen Grundlagenbericht für den Ausbau des
Bahnknotens Basel. Unter dem Namen Ausbau des Bahnknotens Basel planten das BAV
und die SBB zusammen mit den Kantonen Basel-Stadt und Basel-Landschaft sowie der
Deutschen Bahn den langfristigen Ausbau der Bahninfrastruktur in Basel. Kernstück des
sogenannten Fünfpunkteplans bildete dabei der Bau eines neuen Tiefbahnhofs Basel
SBB für die trinationale S-Bahn. Als sogenanntes Herzstück sollte eine unterirdische
Verbindung zwischen den beiden Bahnhöfen Basel SBB und Basel Badischer Bahnhof
entstehen, mit dem zusätzlichen Bau mindestens einer neuen Haltestelle Basel Mitte
(und möglicherweise weiterer Stationen) sowie einer Verzweigung nach Basel St. Johann
in Richtung Elsass und Flughafen Basel Mulhouse. Für den Ausbau des Bahnknotens
Basel rechnete das BAV im Grundlagenbericht mit Kosten von rund CHF 9 Mrd. Der
Ausbau der Basler Bahninfrastruktur würde Jahrzehnte dauern – eine Fertigstellung sei
gemäss dem Bericht in der Zeitspanne 2053 bis 2070 denkbar – und sollte über
verschiedene Ausbauschritte des Bundes verteilt werden.

Die Idee für den Bau einer solchen unterirdischen S-Bahn-Verbindung stammte bereits

BERICHT
DATUM: 25.05.2022
MARCO ACKERMANN
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aus den 1980er Jahren, wie etwa die Basellandschaftliche Zeitung berichtete. Im Jahr
2000 liess der Kanton Basel-Stadt erstmals eine Machbarkeitsstudie in Auftrag geben.
Die Parlamente beider Basel sprachen in den Jahren 2009 und 2014 schliesslich
entsprechende Kredite zur Vorplanung und für ein Vorprojekt. Drei Jahre später hatte
der Bundesrat den Bahnknoten Basel anfänglich im STEP 2035 nicht aufnehmen wollen,
National- und Ständerat ergänzten jedoch im Jahr 2019 die Basler Durchmesserlinie auf
der Projektliste und sprachen für die Planung und Projektierung CHF 100 Mio. 
Nach dem Vorliegen des Grundlagenberichts sollten Anfang 2022 bis Ende 2024 im
Rahmen einer Vorstudie verschiedene Varianten des Ausbaus durch das BAV geprüft
werden. Es wurde erwartet, dass das Eidgenössische Parlament mit der Botschaft 2026
einen Entscheid über den Bau des Projekts beziehungsweise über Teilprojekte fällen
wird. 7

Umweltschutz

Klimapolitik

L'OFEV a présenté son rapport sur les risques et les opportunités liés au climat à
l'échelle de la Suisse. Sur la base d'études de cas menées dans huit cantons (Argovie,
Bâle-Ville, Fribourg, Genève, Grisons, Jura, Tessin et Uri) et à l'appui d'informations
tirées de la littérature scientifique, il a identifié les risques et opportunités découlant
des conditions climatiques actuelles et évalué leur ampleur d'ici l'horizon 2060. Le
rapport dresse comme principaux risques – l'accentuation des fortes chaleurs,
l'accroissement de la sécheresse, l'élévation de la limite des chutes de neige,
l'aggravation du risque de crues, la fragilisation des pentes et recrudescences des
mouvements de terrain, la dégradation de la qualité de l'eau, des sols et de l'air, la
modification des milieux naturels, de la composition des espèces et des paysages, la
propagation d'organismes nuisibles, de maladies et d'espèces exotiques. S'agissant des
opportunités, figurent l'amélioration des conditions locales et la modification de
l'activité des tempêtes et de la grêle. Il faut donc s'attendre à avoir plus de risques que
d'opportunités si, au cours des prochaines décennies, l'augmentation des émissions de
gaz à effet de serre se poursuit au rythme actuel. Le rapport permettra de gérer les
futurs adaptations aux changements climatiques, de vérifier et poursuivre le
développement de la Stratégie d'adaptation aux changements climatiques et du plan
d'action du Conseil fédéral. 8

BERICHT
DATUM: 05.12.2017
DIANE PORCELLANA

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Jahresrückblick 2021: Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Auch im Jahr 2021 bestimmte die Covid-19-Pandemie massgeblich den Takt in der
Schweizer Gesundheitspolitik. Unabhängig davon gaben hingegen insbesondere
Geschäfte im Zusammenhang mit verschiedenen Volksinitiativen zu reden. 

Am prominentesten diskutiert wurde in den Medien die Pflegeinitiative, wie
beispielsweise Abbildung 1 der APS-Zeitungsanalyse (im Anhang) zeigt – noch nie in den
letzten vier Jahren wurde anteilsmässig häufiger über das Thema «Pflege» diskutiert als
im Jahr 2021 (vgl. Abbildung 2). Die Pflegeinitiative zielte auf eine Verbesserung des
Pflegendenstatus ab und wollte durch eine genügende Anzahl diplomierter
Pflegefachpersonen den «Zugang aller zu einer ausreichenden Pflege von hoher
Qualität» sicherstellen. Ende November 2021 nahm eine Mehrheit der
Stimmbürgerinnen und Stimmbürger die Vorlage an (61.0%). Mit Ausnahme eines
Kantons sagten ferner alle Stände Ja und hörten damit nicht auf ihre Vertreterinnen
und Vertreter in Bundesbern, welche die Initiative zur Ablehnung empfohlen hatten.
Stattdessen wollten Regierung und Parlament den in der Initiative dargelegten
Problemen mittels eines von der SGK-NR ausgearbeiteten indirekten Gegenvorschlags
auf Gesetzesebene begegnen. Dieser hätte neben einer Ausbildungsoffensive auch eine
Kompetenzerweiterung bezüglich selbständiger Abrechnung von Pflegeleistungen
vorgesehen. In den Medien wurde der Abstimmungserfolg des Initiativkomitees unter
anderem – aber nicht ausschliesslich – mit der Covid-19-Pandemie erklärt.  

BERICHT
DATUM: 31.12.2021
JOËLLE SCHNEUWLY
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2021 ebenfalls auf der Traktandenliste des Parlaments stand die Organspende-Initiative
und der dazu vom Bundesrat lancierte indirekte Gegenvorschlag. Einigkeit herrschte
darüber, dass der Status quo der Zustimmungslösung nicht zufriedenstellend sei. Das
Volksbegehren, welches beabsichtigte, dass neu alle Menschen automatisch zu
Organspenderinnen und -spendern werden sollten, falls sie sich nicht explizit dagegen
ausgesprochen hatten, ging jedoch sowohl dem Bundesrat als auch den beiden
Kammern zu weit. Die Landesregierung forderte daher in ihrem Gegenvorschlag eine
erweiterte Zustimmungslösung, bei der die Meinung der Angehörigen ebenfalls
berücksichtigt wird. Nachdem der Nationalrat das Volksbegehren zunächst (denkbar
knapp) zur Annahme empfohlen hatte, folgte er in der Herbstsession dem Ständerat,
der sich einstimmig gegen die Initiative ausgesprochen hatte. Der indirekte
Gegenvorschlag hingegen war weitgehend unbestritten und wurde von beiden Räten
grossmehrheitlich für eine gute Lösung befunden, worauf das Initiativkomitee die
Initiative bedingt zurückzog.

Die dritte Volksinitiative, mit der sich das Parlament 2021 im Gesundheitsbereich
beschäftigte, war die Volksinitiative «Ja zum Schutz der Kinder und Jugendlichen vor
Tabakwerbung», welche ein lückenloses Tabakwerbeverbot zum Inhalt hat. Auch dieses
Volksbegehren ging National- und Ständerat zu weit, weshalb sie die Initiative zur
Ablehnung empfahlen. Parallel dazu befasste sich das Parlament mit einem neuen
Tabakproduktegesetz, das im Herbst 2021 verabschiedet wurde und unter anderem
ebenfalls Bestimmungen zu Tabakwerbung beinhaltete. Die beiden Kammern
präsentierten die Gesetzesrevision als indirekten Gegenvorschlag zur Volksinitiative. 

Als Folge der ersten Welle der Covid-19-Pandemie im Vorjahr beklagten viele Spitäler
finanzielle Einbussen. Die Kantone Schaffhausen, Aargau, Tessin und Basel-Stadt
reagierten 2021 mit vier Standesinitiativen, mittels welcher sie den Bund dazu
auffordern wollten, für die Ertragsausfälle, die in Zusammenhang mit dem vom
Bundesrat angeordneten Verbot «nicht dringend angezeigte[r] medizinische[r] Eingriffe
und Therapien» entstanden waren, aufzukommen. Der Ständerat gab den Geschäften in
der Wintersession 2021 mit 21 zu 19 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) keine Folge. 

Verglichen mit dem Vorjahr, als die Medien sehr ausführlich über die Sportpolitik
berichteten (vgl. Abbildung 2), erhielt dieses Thema im Jahr 2021 nur beschränkt
Beachtung. Erneut medial diskutiert wurden unter anderem die finanziellen
Schwierigkeiten der Sportvereine, deren Unterstützung auch vom Ausgang der
Abstimmung über die zweite Revision des Covid-19-Gesetzes abhing. 
Im Parlament wurde insbesondere die Frage diskutiert, wie eine Mitsprache der
Bevölkerung bei der Organisation und der finanziellen Unterstützung Olympischer
Spiele ermöglicht werden kann. Diesbezüglich zeigte sich der Nationalrat offener als der
Ständerat, als er in der Sommersession ein entsprechendes Postulat der WBK-NR
annahm und einer parlamentarischen Initiative Semadeni (sp, GR) Folge gab. Letztere
schickte der Ständerat in der darauffolgenden Session allerdings bachab. Das Parlament
diskutierte des Weiteren über die Finanzhilfen an Sportanlagen von nationaler
Bedeutung 2022–2027 (NASAK 5), wobei der Ständerat den bundesrätlichen Entwurf in
der Herbstsession guthiess und der Nationalrat ihm in der Wintersession folgte. 

Im Bereich Sozialhilfe beugte sich die kleine Kammer in der Frühjahrssession 2021 über
eine Motion Carobbio Guscetti (sp, TI), welche darauf abzielte, Sofortmassnahmen
gegen das durch die Covid-19-Pandemie verursachte Armutsrisiko zu ergreifen. Das
Geschäft fand jedoch bei den Kantonsvertreterinnen und -vertretern keine Mehrheit.
Medial thematisiert wurden unter anderem die möglichen Folgen der Pandemie für die
Sozialhilfe sowie ein Urteil des EGMR, in welchem der Kanton Genf bezüglich seines
Bettelverbotes kritisiert wurde. 9
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Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Kulturpolitik

Ende September 2016 verabschiedete der Bundesrat den zweiten Staatenbericht der
Schweiz zur Umsetzung der UNESCO-Konvention über den Schutz und die Förderung
der Vielfalt kultureller Ausdrucksformen. Der Bericht beruht auf einer
Konsultationsgrundlage von Kantonen, Städten und der Zivilgemeinschaft sowie einer
vom BAK in Zusammenarbeit mit dem UNESCO-Lehrstuhl für Menschenrechte und
Demokratie der Universität Freiburg durchgeführten öffentlichen Tagung und umfasst
die Untersuchungsperiode von 2012–2016. 
Der Bericht führte gelungene Beispiele in der Förderung sowie künftige
Herausforderungen auf und fokussierte dabei auf die Digitalisierung, die Achtung von
Grundrechten, die kulturelle Teilhabe von Frauen und Jugendlichen sowie Projekte der
internationalen Zusammenarbeit und nachhaltigen Entwicklung. Beispielhaft wurden
hierbei Projekte wie die Plattform «Helvetiarockt», mit der insbesondere Musikerinnen
unterstützt werden, oder die «Jugendkulturpauschale» des Kantons Basel-Stadt, die
Projekte von Jugendlichen und jungen Erwachsenen bis  30 Jahre unterstützt,
hervorgehoben. Im Weiteren wurden auch die Aktivitäten der Stiftung Hirondelle, die
sich für die Medienfreiheit in Krisengebieten einsetzt, oder das «Kulturprozent» der
DEZA, die 1 Prozent ihres Budgets für Kunst und Kultur einsetzt, präsentiert. 10
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